
DÜSSELDORF. Der diesjährige
Preis für Arbeitsökonomie des Bon-
ner Instituts zur Zukunft der Arbeit
(IZA) geht an zwei amerikanische
Wirtschaftsprofessoren, die politisch
relevante Fragestellungen rund um
den Arbeitsmarkt im Fokus haben.
Dabei geht es beispielsweise um Ein-
flussfaktoren wie Bildung, Zuwande-
rung oder Lohnfindung. David Card
von der University of California in
Berkeley und Alan B. Krueger von
der Princeton University haben sich
nach Ansicht des IZA-Preiskomitees
hierbei besondere Verdienste mit ih-
rer politikorientierten empirischen
Arbeitsmarktforschung erworben.
Sie erhalten deshalb in diesem Jahr
den mit 50 000 Euro dotierten Preis
zu gleichen Teilen.
IZA-Direktor Klaus Zimmermann

hebt hervor, dass die beidenWissen-
schaftler sich mit praxisrelevanten
Fragen beschäftigten, „die auch für
die deutscheArbeitsmarktpolitik von
großer Bedeutung sind“. Und diese

fängt für Zimmermann bereits bei
derBildungspolitik an. Sie sollte nach
seiner Ansicht dringend Schlüsse aus
denUntersuchungenCardsundKrue-
gers zur Schulqualität ziehen – ge-
rade weil Deutschland bei den inter-
nationalen Vergleichen (Pisa) weit
hinter anderen hoch entwickelten In-
dustriestaaten zurückbleibt. Card
und Krueger stellten fest, dass die
Schulqualität entscheidendden späte-
ren beruflichen Werdegang und Er-
folg beeinflusst.
Ein zweites Beispiel für den Nut-

zen, den Politiker nach IZA-Meinung
aus den Untersuchungen Cards zie-
hen können, ist die Zuwanderung.
Wird sie bedarfsgerecht gesteuert,
habe sie keine negativen Folgen für
den Arbeitsmarkt, sondern bringe ei-
ner Volkswirtschaft eindeutige Vor-
teile. Um diese Vorteile auch für
Deutschland zu erschließen,müssten
solche Steuerungselemente endlich
aktiv genutzt werden, sagt Armin
Falk, Forschungsdirektor des Bonner

Instituts. Sonst verschenke Deutsch-
land angesichts des in Teilbereichen
bestehenden Fachkräftemangels und
zunehmender demographischer Pro-
bleme Chancen für stärkeres Wachs-
tumund höherenWohlstand für alle.
Ein dauerhaft höheres Wachstum

als in den vergangenen zehn Jahren
ist nach Ansicht der meisten Ökono-
men in Deutschland dringend nötig:
Da die Geburtenrate zu niedrig ist
unddie Lebenserwartung steigt,müs-
sen immerweniger aktiv Berufstätige
die Kosten von Staat und Sozialsyste-
men für die wachsende ältere Bevöl-
kerung im Rentenalter stemmen.
Gleichzeitig stehen für Produktion
undDienstleistungen immerweniger
Arbeitskräfte zur Verfügung. Ge-
zielte Zuwanderung in Mangelberu-
fen kannAbhilfe schaffen.
Die Neigung, politische Themen

aufzugreifen, kommtbei beidenPreis-
trägern nicht von ungefähr. Sie gehö-
ren in den USAwichtigen, die Politik
beratendenGremien an. Kruegerwar
Mitte der 90er-Jahre zudemCheföko-
nomdesUS-Arbeitsministeriums. Be-
rühmt wurden die beiden Forscher
mit einer 1994 veröffentlichten Min-
destlohnstudie. Sie wiesen in einem
Vergleich für Fast-Food-Restaurants
in zwei US-Bundesstaaten nach, dass
eine Erhöhung keine negativen Be-
schäftigungseffekte haben muss. Mit
solchen mitunter provokanten Stu-
dien, die als gesichert geltende Er-
kenntnisse kritischhinterfragten, hät-
ten „Krueger und Card die Arbeits-
marktpolitik entideologisiert, sagt
Falk. Ihr Verdienst sei, „dass sie an-
stelle ungeprüfter Vorurteile empi-
risch seriös ermittelte Fakten brach-
ten“. Wegen anderer Umfeldbedin-
gungen hält es das IZA aber nicht für
möglich, die US-Mindestlohnstudie
auf Deutschland zu übertragen. ari
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Die EU soll stärker als bisher die
Haushaltsdisziplin wahren und ihre
ausufernde Förderpolitik beschnei-
den. Das hat der niedersächsische Fi-
nanzminister Hartmut Möllring
(CDU) gefordert. „Wir sollten über-
legen, eine Geringfügigkeits-
schwelle einzuführen“, sagte Möll-
ring dem Handelsblatt. „Macht es
denn Sinn, europäische Förderlinien
mit zehn oder 20 Mill. Euro aufzule-
gen?“ Er forderte zudem, die EU-
Strukturförderung drastisch auf die
neuen Mitgliedstaaten umzuschich-
ten.Bei denAgrarausgabenkönneda-
gegen nurmoderat gespart werden.
Möllring leitet damit die Debatte

über die Überprüfung des EU-Fi-
nanzpakets der Jahre 2007 bis 2013
ein. Die Finanzministerkonferenz
der Länder hat bereits eine Arbeits-
gruppe eingesetzt, die entspre-
chende Vorschläge für die 2008 ge-
planten Beschlüsse auf EU-Ebene
vorbereiten soll. Niedersachsen ist
Mitglied dieser Arbeitsgruppe. Die
Überprüfung des EU-Finanzpakets
war bereits zusammen mit dessen
Verabschiedung auf dem EU-Gipfel
Ende 2005 beschlossenworden.
Scharf attackierte der niedersäch-

sische Finanzminister auch den bis-
herigen Finanzierungsmechanismus
der EU. „Das bisherige System ist un-
übersichtlich, kompliziert, teuer, un-
gerecht und in keiner Weise von ei-
nem europäischen integrativen An-
satz geprägt.“ Er unterstützte die For-
derungder Bundesregierung und der
EU-Kommission, dass sich die Bei-
tragszahlungen der Mitgliedstaaten
stärker als bisher an der wirtschaftli-
chen Leistungfähigkeit der Länder

orientieren sollten und ein neuer
Korrekturmechanismus eingebaut
werden müsse. „Dabei kommt als
Maßstab nicht nur eine Deckelung
des absolutenSaldos inBetracht, son-
dern auchdie Entwicklung der relati-
ven Wohlstandsposition eines Mit-
gliedstaates.“ Dies trifft aber auf den
WiderstandGroßbritanniens.
Eine eigene EU-Steuer lehnte

Möllring klar ab. Stattdessen betonte
er, dass sich auch die EU an die von
der Kommission geforderte Haus-
haltsdisziplin der Nationalstaaten zu
halten habe. „Die EU ist eine Union
der Völker und Mitgliedstaaten, sie
nimmt am fiskalischen Schicksal ih-
rer Mitglieder teil. Sie kann sich des-
halbkeine davon abgehobeneFinanz-
politik leisten.“
Um das vorhandene Geld effekti-

ver einzusetzen, fordert Möllring
deshalb Reformen vor allem im Be-
reich der EU-Strukturförderung, für
die in der Finanzperiode 2007 bis
2013 rund 300 Mrd. Euro vorgesehen
sind. „Ich trete für eine deutliche
Konzentration der Strukturfonds auf
die neuen EU-Mitglieder ein“, sagte
er. „In den alten Mitgliedstaaten
sollte verstärkt dazu übergegangen
werden, Strukturhilfen nicht mehr
als Globalzuschuss, sondern als Dar-
lehen sowie je nach Wohlstandsent-
wicklung gestaffelt und zeitlich be-
fristet zu gewähren.“
Bei den Agrarausgaben könne da-

gegen „nur bedingt“ umgesteuert
werden.Niemand könne „einenwirt-
schaftlichen und sozialen Kahl-
schlag“ in den ländlichen Räumen
verantworten. Niedersachsen ist ne-
ben Bayern das Bundesland, in das
die höchsten EU-Agrarsubventionen
fließen.

DÜSSELDORF. Der Streit zwi-
schen Berlin und Brüssel um die Re-
gulierung der europäischen Tele-
kombranche verschärft sich. Die EU-
Kommission wirft Berlin vor, die
DeutscheTelekom schützen zuwol-
len und deshalb den Wettbewerb in
Deutschland zu behindern.
Die Kommission reagierte damit

auf Äußerungen eines Staatssekre-
tärs im Bundeswirtschaftsministe-
rium, der erklärt hatte, Berlin wehre
sich gegen den Plan Brüssels, eine
neue EU-Regulierungsbehörde ins
Leben zu rufen. „Das passt ins Bild

der Bundesrepublik Deutschland“,
sagte gestern der Sprecher der zu-
ständigen EU-Kommissarin Viviane
Reding dem Handelsblatt. „Wenn
ich einen Ex-Monopolisten schützen
will, dann ist jede supranationaleEin-
mischung unerwünscht.“
Reding wolle „die Zügel da anzie-

hen, wo noch nicht genügend Wett-
bewerb herrscht“, sagte er. Dazu ge-
höre auch Deutschland. Die deut-
sche Branchenaufsicht setze einige
Regulierungsverfügungen wesent-
lich später um als andere Staaten.
„Das führt zu Wettbewerbsverzer-

rungen“, sagte der Sprecher. Mit ei-
ner europäischen Regulierungsbe-
hördewürde das vermieden.
Der Sprecher kündigte erneut ein

Vertragsverletzungsverfahren ge-
genDeutschland an, falls die Bundes-
regierung die anstehende Novelle
des deutschenTelekommunikations-
gesetzes nicht ändere. In dem Streit
geht es um ein geplantes Hochge-
schwindigkeitsnetz der Telekom.
Berlinwill dasNetzwie vonderTele-
kom gefordert vor Regulierung
schützen, die EU beharrt auf einer
Öffnung zu regulierten Preisen. lou
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Europas Energiekonzernen droht ein
fundamentaler Angriff auf ihr Ge-
schäftsmodell. Um den Wettbewerb
auf den Energiemärkten zu verstär-
ken, will die EU-Kommission die Ver-
sorger zwingen, die Kontrolle über
ihre Leitungsnetze für Strom und Gas
abzugeben. Dabei erwägt sie auch, die
Unternehmen zu zerschlagen, indem
sie ihnen den Verkauf der Netze vor-
schreibt.
Nötig sei eine strukturelle Lösung,

die ein für allemal die Transportinfra-
struktur für Energie von der Produk-
tion und dem Angebot trenne, sagte
EU-Wettbewerbskommissarin Neelie
Kroes auf einer Energiekonferenz in
Lissabon. Dies habe für sie „absolute
Priorität“.Gemeinsammit ihrenKolle-
gen in der EU-Behörde werde sie in
den nächsten Monaten auf die Ent-
flechtung der Eigentumsstruktur im
Energiesektor drängen.
Für die großen deutschen Versor-

ger wie Eon, RWE und EnBW sowie
EdF in Frankreich und Verbund in
Österreich sind diese Pläne die größt-
mögliche Kampfansage in dem jahre-
langen Streit mit Brüssel um offenere
Energiemärkte. Ihre bisherige Markt-
macht beruht darauf, dass sie ihren
Strom und ihr Gas mit Hilfe eigener
Leitungsnetze an industrielle Kunden
und Stadtwerke liefern. Dies erlaubt
ihnen eine weitgehende Kontrolle der
Preise.DieVorstandschefs derVersor-

ger wie etwa Wulf Bernotat von Eon
haben die Kommission bereits mehr-
fach gewarnt, ihre Unternehmen zu
zerschlagen.
Doch Kroes sowie ihr für Energie

zuständiger Kollege Andris Piebalgs
wollen sich davon nicht abschrecken
lassen. Mit dem Rückhalt von EU-
Kommissionspräsident José Manuel
Barroso planen sie, im Januar ein
neues Paket von Gesetzesinitiativen
vorzulegen, das Europas Energie-
märkte weiter entflechten soll.
Kroes bemängelte, dass die bisheri-

gen Maßnahmen der EU den Wettbe-
werb nicht wie gewünscht vorange-
bracht hätten. Die großenEnergiekon-
zernewürden ihr EigentumandenLei-
tungsnetzen nutzen, um Wettbewer-
ber beim Marktzutritt zu behindern.
Eine Studie der Kommission zeige,
dass Produktion und Vertrieb stärker
getrennt werden müssten. Ein weite-
resProblem seiendie langfristigenLie-
ferverträge fürGas. Siewürdenverhin-

dern, dass neue Anbieter sich ausrei-
chendmit Gas versorgen könnten, um
ihrGeschäft aufzubauen.DieKommis-
sionmüsse deshalb sicherstellen, dass
ausreichend Gas auf dem freienMarkt
zur Verfügung stehe. Welche rechtli-
chen Schritte Kroes dazu ergreifen
will, ließ sie allerdings offen.
Die 25 EU-Staaten sollen dasGeset-

zespaket der Kommission auf ihrem
Frühjahrsgipfel imMärz 2007 beraten.
Dabei ist heftiger Widerstand pro-
grammiert. Besonders die Bundesre-
gierung, die dann die EU-Präsident-
schaft inne hat, lehnt die eigentums-
rechtliche Trennung von Netz und
Produktion entschieden ab. „Das ist
das falsche Mittel, um die Probleme
im Strom- undGasbereich in denGriff
zu bekommen“, sagte Wirtschafts-
staatssekretär Joachim Wuermeling
demHandelsblatt.
Die Bundesregierung sorge bereits

dafür, dass neueAnbieter diskriminie-
rungsfreienZugang zu denNetzen der

etablierten Betreiber erhielten, be-
tonte Wuermeling. Zudem reguliere
die Bundesnetzagentur die Netzent-
gelte. Einweiterer Schub für denWett-
bewerb werde ab 2008 einsetzen,
wenndieNetzinhaber ihre Entgelte an
dem effizientesten Betreiber orientie-
renmüssten. „Diese Instrumentemüs-
sen zunächst ihreWirkung voll entfal-
ten. Eine Debatte über die Trennung
von Netz und Produktion ist derzeit
völlig verfrüht“, kritisierte Wuerme-
ling.
Ob die EU-Kommission angesichts

dieses Widerstands die Versorger tat-
sächlich zum Verkauf ihrer Netze
zwingen wird, gilt in Brüssel als zwei-
felhaft. Kritiker dieses drastischen
Schritts innerhalb der Brüsseler Be-
hörde weisen auf die rechtlichen
Schwierigkeiten hin. Überdies hätten
die nationalen Regierungen nicht das
Geld, dieVersorger für dieAbgabe der
Netze zu entschädigen.
In Kommissionskreisen wird des-

halb ein milderes Vorgehen erwogen.
Es sieht vor, dass die Energiekonzerne
eines Landes ihre Netze zusammen-
schließen und von einem unabhängi-
genBetreiber verwalten lassen, das Ei-
gentum jedoch behalten. Vorbild für
dieses Modell sind die Versorger in
Schottland.
Kroes indes glaubt, dass die radi-

kale Lösung durchsetzbar ist. Denn in
ihrer Heimat, den Niederlanden, hat
die Regierung vergangenes Jahr die ei-
gentumsrechtliche Trennung von
Netz und Produktion erzwungen.

WARSCHAU. Bei der Präsidenten-
wahl in Bulgarien hat sich Amtsinha-
ber Georgi Parwanow klar durchge-
setzt. Nach Auszählung von 99 Pro-
zent der Stimmen entfielen auf Par-
wanow gut 75 Prozent. Sein nationa-
listischer Herausforderer Wolen Si-
derow erhielt gut 24 Prozent. Noch
amWahlabendnannteParwanowsei-
nenSieg einReferendum für denEU-
Beitritt Bulgariens. Allerdings lag die
Wahlbeteiligung bei der Stichwahl
mit 41 Prozent noch niedriger als im
erstenDurchgang.
Der seit fünf Jahren amtierende

Präsident gehört zu den beliebtesten
Politikern des Landes. Er selbst be-
zeichnet sich als parteilos, steht aber
der postkommunistischen Bulgari-
schen Sozialistischen Partei nahe.
Die Stichwahl wurde nötig, weil Par-
wanow in der ersten Runde zwar
klar gewonnenhatte, dieWahlbeteili-
gung aber unter der für den ersten
Durchgang erforderlichen Quote
von 50 Prozent lag. Am Sonntag blie-
ben vor allem Wähler der bürgerli-
chenMitte denUrnen fern.
Im Wahlkampf vor der ersten

Runde hatten sich die bürgerlichen
Parteien untereinander Konkurrenz
gemacht, indem sie jeweils eigene
Kandidaten aufstellten. Für Parwa-
now stimmten auch die Angehörigen

der türkischenMinderheit, nachdem
sich derAmtsinhaber nach der Parla-
mentswahl im Jahr 2005 massiv für
eineRegierungsbeteiligung ihrerPar-
tei ausgesprochen hatte. Der Sieg
vonParwanow ist auch auf dasdiszip-
linierteWahlverhalten der sozialisti-
schenWähler zurückzuführen.
Mit Parolen gegen die nationalen

Minderheiten, die EU und die Globa-
lisierungwar es auchdemNationalis-
ten Siderow gelungen, seine Anhän-
ger erfolgreich zu mobilisieren. „Ich
vertrete diejenigen, die nach der
Wende auf die Straße der Verlierer
geraten sind“, lautete seineLieblings-
parole im Wahlkampf. Viele seiner
Wähler fürchten, nach dem Beitritt
Bulgariens zur EU am 1. Januar 2007
werde es starke Preiserhöhungen
undeinenmassenhaftenKonkurs ein-
heimischer Firmen geben. Siderow
punktete zudem mit seiner pauscha-
len Behauptung, die gesamte politi-
sche Klasse Bulgariens sei korrupt.
Sein Wahlergebnis zeigt aber, dass
er seine gegenwärtigen Möglichkei-
tenweitgehend ausgereizt hat.
Ende September hatte die Brüsse-

ler Kommission grünes Licht für den
EU-Beitritt Bulgariens gegeben. Al-
lerdings mahnte die Kommission
auch weitere Fortschritte im Kampf
gegendieKorruption und bei der Re-

form der Justiz an. Beobachter in So-
fia sehen den Sieg von Parwanow als
wichtiges Indiz dafür, dass Bulgarien
seinen pro-europäischen Reform-
kurs fortsetzen wird. Sein Erfolg ist
auch ein Indiz dafür, dass die Regie-
rungskoalition aus Sozialisten und
türkischer Minderheit bis zum Ende
der Legislaturperiode in gut drei Jah-
ren durchhalten wird. Die bürgerli-
chen Parteien dürften vorerst in ih-
rer tiefen Krise verharren. rev

BERLIN. In den zentralen Fragen
bleiben Deutschland und Polen auch
nach dem Antrittsbesuch von Minis-
terpräsident Jaroslaw Kaczynski in
Berlin uneins. Im Streit um das
deutsch-russische Pipeline-Projekt
durch die Ostsee und die Entschädi-
gungsforderungen von Vertriebenen
sahen Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU)undKaczynski amMontag
in Berlin aber auch Chancen für eine
Verständigung. Kaczynski steht nach
scharfen Aussagen an die Berliner
Adressemassiv in der Kritik.
DieKanzlerin bekräftigte die bishe-

rige Position deutscher Kanzler, dass
die Bundesregierung keine Ansprü-
che von deutschen Vertriebenen auf
Entschädigung oder Grundstücks-
rückgaben in Polen unterstützen
werde. Sie sage dies auch deshalb so
deutlich,weil siewisse, „welcheBeun-
ruhigung“ diese Klagen in Polen aus-
gelöst hätten. Der von Kaczynski vor

demBesuch verlangte Verzicht durch
ein völkerrechtliches Abkommen sei
aber „nicht die richtige Lösung“.
Kaczynski gab sich damit nicht zu-

frieden. „Aus polnischer Sicht ist
dieseAngelegenheit noch nicht abge-
schlossen“, sagte er. Man müsse hier
nochweiter gehen. DeutscheVertrie-
bene hatten in der Vergangenheit im-
mer wieder auf Entschädigung für
ihre Besitztümer in den ehemaligen
deutschen Ostgebieten gepocht. Die
Vertriebenenorganisation „Preußi-
scheTreuhand“ bereitet seit mehr als
zwei Jahren eineKlage vor demEuro-
päischen Gerichtshof vor. Im Gegen-
zug hatte Polens Parlament Kriegsre-
parationen von Deutschland gefor-
dert.
Auch beim von Polen abgelehnten

deutsch-russischen Pipeline-Projekt
durch die Ostsee blieben die Haltun-
gen unverändert. Kaczynski machte
klar, dass die polnischen Bedenken

auch nicht durch eine Stichpipeline
beseitigt würden, die Polen mit der
deutsch-russischenGastrasse verbin-
den könnte. Dies hatte Merkel Polen
mehrfach angeboten. Polen wolle
eine Situation ausschließen, wo dem
Land „derGashahn abgestellt werden
kann“, sagte der Premiermit Blick auf
die russischen Gaslieferungen. Sein
Land strebe nach Energiesicherheit
und wolle sich nicht einseitig abhän-
gigmachen.
Merkel verwies darauf, dass in der

EU an gemeinsamen Strom- undGas-
netzen gearbeitet werde, die auch
den polnischen Interessen dienen
könnten. Merkel und Kaczynski for-
derten Russland auf, die EU-Energie-
charta zu unterzeichnen. Damit
werde Vertragssicherheit auch für
dieEnergielieferungennachPolen ge-
schaffen, sagteMerkel.
Die beiden Regierungschefs be-

kräftigten ihr Ziel, zu guten und

freundschaftlichen Beziehungen zu
kommen. Das Gespräch mit ihrem
Gast sei „sehr konstruktiv, sehr offen
und sehr ehrlich und auch sehr
freundschaftlich“ gewesen, sagte
Merkel. Das Verhältnis gilt seit der
Übernahme der beiden höchsten
Staats- und Regierungsämter durch
dieZwillingsbrüderKaczynski als an-
gespannt.
Für Staatspräsident Lech

Kaczynski braucht die Lösung der
deutsch-polnischen StreitfragenZeit.
Der Dialog zwischen beiden Staaten
werde fortgesetzt, sagte er im nord-
polnischen Bydgoszcz. Allerdings
könne Polen nicht alle Lösungen ak-
zeptieren, sondern schütze seine Inte-
ressen.
Der erste offizielle Deutschland-

Besuch von Jaroslaw Kaczynski war
von scharfer Kritik deutscher Politi-
ker an der Warschauer Außenpolitik
begleitet. Bundestags-Vizepräsident

Wolfgang Thierse (SPD) sagte im
Deutschlandfunk, von polnischer
Seite seien „Zwiste geradezu organi-
siert oder aufgebauschtworden“. Der
Vize-Vorsitzende der deutsch-polni-
schen Parlamentariergruppe, Georg
Schirmbeck (CDU), äußerte im RBB
Zweifel an der Zuverlässigkeit des
Nachbarlandes.
Der stellvertretendepolnischePar-

lamentspräsident Bronislaw Komo-
rowski von der oppositionellen libera-
len Bürgerplattform nannte die der-
zeitigen deutsch-polnischen Bezie-
hungen im polnischen Rundfunk un-
terdessen „sehr schlecht“. Außer feh-
lenden Ideen für die politische Zu-
sammenarbeit zwischen den beiden
Staaten stelle er einen allgemeinen
Mangel anAnnäherung und gegensei-
tiger Sympathie fest. dpa/DJ

WARSCHAU. Mit Annahme einer
neuen Verfassung hat Serbien auch
rechtlich einen Schlussstrich unter
die Ära des verstorbenen Diktators
Slobodan Milosevic gezogen. Bei ei-
ner Wahlbeteiligung von knapp
54 Prozent stimmten 51,46 Prozent
der Wähler für das neue Grundge-
setz,wie die staatlicheWahlkommis-
sion mitteilte. Das regierungsunab-
hängigeZentrumfürWahlenundDe-
mokratie (CESID) ermittelte fast
identische Ergebnisse. Endgültige
Resultate werden für Mittwoch er-
wartet. Bislang galt nochdie alteVer-
fassung aus der Zeit von Milosevic,
den eine Volksbewegung vor sechs
Jahren gestürzt hatte.
Viele Wähler betrachteten die

Volksabstimmung vor allem als Vo-
tum für oder gegen die Zugehörig-
keit der Provinz Kosovo zu Serbien.
Denn die neue Verfassung definiert
den Kosovo als untrennbaren Teil
des Landes. Das stimmt zwar völker-

rechtlich, entspricht aber nicht mehr
der politischen Realität, da die Alba-
ner, die 90 Prozent der Bevölkerung
im Kosovo stellen, die Unabhängig-
keit der Provinz fordern. Vermutlich
wird der Uno-Sicherheitsrat noch
bis Ende des Jahres eine solche Lö-
sung unter bestimmten Auflagen ak-
zeptieren. Seit dem Krieg im Jahr
1999 wird die Provinz von der Uno
verwaltet.
So wurde das Referendum von

den meisten in Südserbien lebenden
Albanern boykottiert. Auch in ande-
ren Regionen mit einem starken An-
teil nationaler Minderheiten war die
Wahlbeteiligung relativ niedrig. In
der nördlichen Provinz Vojvodina,
wo viele Ungarn wohnen, lag sie nur
bei gut 42 Prozent. Die Tatsache,
dass auch die chauvinistische Radi-
kale Partei Serbiens wie alle anderen
größeren Parteien der neuen Verfas-
sung zugestimmt hatte, machte viele
Angehörige nationaler Minderhei-

ten misstrauisch. Im Kosovo selbst
stimmte nur die dortige serbische
Minderheit ab, weil die albanische
Mehrheitsbevölkerung nicht in die
Wahllisten eingetragenwar.Die Füh-
rer der Albaner hatten die Volksab-
stimmung ohnehin als irrelevant für
die Zukunft des Kosovos bezeichnet.
Fünf Monate nach der Auflösung

des Staatenbundes mit Montenegro
definiert sich Serbien mit der neuen
Verfassung erstmals seit dem Zerfall
des alten Jugoslawiens als eigener
Staat. Verfassungsrechtler sind der
Auffassung, dass das neue Grundge-
setz im Wesentlichen parlamenta-
risch-demokratischen Grundsätzen
entspricht. Sie kritisieren aber die
starke Bindung der Mandate der Ab-
geordneten an ihre jeweilige Partei-
zugehörigkeit. Die neue Verfassung
enthält sowohl einen Katalog an
Rechten für die Minderheiten, aber
auch Passagen, die von Menschen-
rechtlern kritisiert werden. rev

Deutsche Politik kann aus Studien
der neuen IZA-Preisträger lernen
Auszeichnung für die US-Arbeitsökonomen David Card und Alan Krueger

BRÜSSEL. Der Streit um den ru-
mänischen Kandidaten für die EU-
Kommission ist beigelegt. Gestern
nominierte die Regierung in Buka-
rest den ehemaligen Chefunterhänd-
ler für den EU-Beitritt, Leonard Or-
ban, für die Brüsseler Behörde. Der
45-Jährige ist bisher Staatssekretär
imMinisterium für Europäische Inte-
gration. Er löst den umstrittenen ers-
ten Kandidaten Varujan Vosganian
ab, der nach Kritik im Europaparla-
ment das Handtuch geworfen hatte.
Vosganian waren Kontakte zum frü-
heren kommunistischen Geheim-
dienst Securitate vorgeworfen wor-
den.
EU-Kommissionspräsident José

Manuel Barroso, der bereits die bul-
garische Europaministerin Meglena
Kunewa als neue Kommissarin für
Verbraucherschutz nominiert hatte,
erklärte gestern, dass Orban EU-
Kommissar für Sprachenvielfaltwer-
den soll.Nach derNominierungmüs-
sen beide Kandidaten, die mit dem
EU-Beitritt Bulgariens und Rumä-
niens am 1. Januar 2007 nach Brüssel
wechseln sollen, noch vom Europa-
parlament bestätigt werden.
Das Europaparlament reagierte

positiv auf den neuen rumänischen
Vorschlag. „Orban könnte ein geeig-
neter Kandidat für das Amt des EU-
Kommissars sein.Wir werden ihn zu
einem Gespräch einladen, um mehr
über seine europapolitischen Vor-
stellungen zu erfahren“, sagte der
Vorsitzende der CDU/CSU-Gruppe,
Hartmut Nassauer (CDU). Ähnlich
äußerten sich die Sozialisten. Orban
habe die nötige europapolitische Er-
fahrung, hieß es in einer erstenReak-
tion. Allerdings hätte man sich aus
Bukarest einen „prominenteren Poli-
tiker“ gewünscht. ebo

Telekom-Streit verschärft sich
Brüssel wirft Berlin vor, die Telekom zu schützen und den Wettbewerb zu behindern

Bulgariens Präsident Parwanow wertet
Wiederwahl als Votum für die EU
Linkskandidat gewinnt Stichwahl gegen Nationalisten mit großem Vorsprung

Serben geben sich neues Grundgesetz
und wollen den Kosovo behalten
Votum bedeutet endgültigen Abschied von Ära Milosevic – Minderheiten skeptisch

Marktmacht
Die EU-Kommission
hat die Energiemärkte
untersucht undmas-
siveWettbewerbspro-
bleme festgestellt. So
können die Versorger
durch ihreMarkt-
macht die Preise dik-
tieren. Sie können

neuen Anbietern zu-
demdenMarktzutritt
erschweren und so die
Wahl der Verbraucher
einschränken.

Gegenmittel
UmdenMarkt zu öff-
nen, will die Kommis-
sion die Produktion

von den Leitungsnet-
zen trennen. Die Regu-
lierungsbehörden sol-
len darüber hinaus in
allen Ländern die glei-
cheMacht bekom-
men. Die Informatio-
nen über Energiereser-
ven sollen transparen-
ter werden.

Rumänien
schickt Orban
nach Brüssel

„Auch die EU muss
Etatdisziplin wahren“
Niedersachsen fordert Konzentration der Förderung

DIE REZEPTE DER EU-KOMMISSION

Brüssel will Energiekonzerne
zur Netzabgabe zwingen
Kroes fordert Zerschlagung integrierter Versorger – Bundesregierung kündigt Widerstand an

Kaczynskis erster
Deutschland-Besuch inBildern:
www.handelsblatt.com/polen

Kaczynski zeigt sich unnachgiebig
Polens Premier verlangt Abkommen in Entschädigungsfrage – Bei Gespräch mit Merkel keine Einigung über Ostsee-Pipeline

Drei von vierWählern gaben ihm seine
Stimme: Der alte und neue bulgari-
sche Präsident Georgi Parwanow.

Kontrolle am größten Erdgasspeicher Westeuropas in Rehden: Die Brüsseler
Kommission kritisiert langfristige Lieferverträge für Gas.

Bessere Schulen und gesteuerte Zuwanderung bringen klare Vorteile, stellten
die IZA-Preisträger David Card (links) und Alan B. Krueger in Studien fest.

Die Kluft bleibt: PolensMinisterpräsident JaroslawKaczynski absolviert seinen Antrittsbesuch bei Bundeskanzlerin AngelaMerkel.
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Chemie bewegt Strategen. LANXESS bewegt die Chemie.
Erfolg ist eine Sache effizienter Partner. Die Chemie muss stimmen: www.lanxess.de
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